
nisterrat der DDR unablässig auf die Gefährlichkeit 
der Bonner Alleinvertretungsanmaßung und die sich 
daraus ergebenden Konsequenzen aufmerksam ge
macht haben. Es ist auch bekannt, daß sie alles in 
ihren Kräften Stehende getan haben, um vor einer 
weiteren Verschärfung der Lage durch die Aufrecht
erhaltung und ständige Ausweitung des Bonner Allein
vertretungsanspruchs zu warnen. Allein im Sommer 
dieses Jahres hat die DDR in vielen offiziellen Erklä
rungen und Dokumenten eindeutig darauf hingewie
sen, daß die Bonner Regierung ihre völkerrechts
widrige Alleinvertretungsanmaßung aufgeben muß:
— Am 10. Mai forderte der Ministerrat der DDR von 

der Bundesregierung die Aufhebung aller Maßnah
men und Gesetze zur Diskriminierung von Bürgern 
der DDR.

— Am 17. Mai folgte eine Stellungnahme des Staats- 
sekretariats für gesamtdeutsche Fragen zum ver
ständigungsfeindlichen und annexionistischen Cha
rakter des Bonner Strafrechts.

— Am 10. Juni wurde eine ADN-Erklärung mit ge
nauen Forderungen veröffentlicht, welche Straf
rechtsbestimmungen und Grundsatzurteile gegen 
Bürger der DDR aufgehoben werden müssen.

— In einem Schreiben vom 11. Juni an den Bonner 
Innenminister protestierte der Innenminister der 
DDR dagegen, daß Bürger unseres Staates in West
deutschland wie Verbrecher behandelt werden, und 
forderte wirksame Maßnahmen, damit sich diese 
rechtswidrigen Praktiken nicht wiederholen.

— Am 15. Juni richtete Ministerpräsident Willi Stoph 
einen persönlichen Brief an Bundeskanzler Er
hard mit der Aufforderung, die völkerrechtswidrige 
Ausschließlichkeitsanmaßung aufzugeben.

— Am 22. Juni wurde die Staatsratserklärung über die 
Rechtsentwicklung in beiden deutschen Staaten ver
öffentlicht, in der ebenfalls die Aufhebung jener 
Gesetze und jener Grundsatzurteile gefordert wird, 
die die westdeutsche Gerichtsbarkeit auf die DDR 
und ihre Bürger ausdehnen.

— Weitere unmißverständliche Zurückweisungen der 
Bonner Rechtsanmaßung erfolgten am 25. Juni 
durch den Allgemeinen Deutschen Nachrichten
dienst, am 4. Juli durch den Verfassungs- und 
Rechtsausschuß der Volkskammer, am 8. Juli durch 
die Note der Regierung der DDR an alle Staaten 
der Anti-Hitler-Koalition.

Nachdem die Bundesregierung auf alle diese Appelle 
nicht reagiert hat, möge sie sich nun nicht beklagen, 
daß die Volkskammer der DDR mit dem vorliegenden 
Gesetz diejenigen Maßnahmen trifft, die Rechte der 
Bürger ihres Staates wirksam zu schützen. Der Ver
fassungs- und Rechtsausschuß spricht die Erwartung 
aus, daß dieses Gesetz dazu beitragen möge, die Ver
antwortlichen in Bonn auf den Boden der Realitäten 
und ordentlicher rechtsstaatlicher Verhältnisse zurück
zuführen, die Alleinvertretungsanmaßung aufzugeben 
und damit eines der schwersten Hindernisse für die 
Herbeiführung normaler Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten aus dem Wege zu räumen.

IMutericdien von 11. ftLenctrtuCfunCf dos Obersten Berichts
HANS REINWARTH, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Die richtige Anwendung der Bestimmungen über Änderungsvertrag, 
Aufhebungsvertrag und Beurteilung — ein Beitrag der Gerichte 
zur Gestaltung sozialistischer Arbeitsbeziehungen

Dem folgenden Beitrag liegt eine gekürzte und über
arbeitete Fassung des Referats zugrunde, das Vize
präsident Reinwarth auf der 11. Plenartagung des 
Obersten Gerichts am 28. September 1966 gehalten hat.

D. Red.

In der Deutschen Demokratischen Republik sind die 
werktätigen Menschen sowohl die Schöpfer als auch die 
Nutznießer der technischen Revolution; deshalb werden 
den Werktätigen in dem der Volkskammer vorliegenden 
Entwurf zur Änderung des Gesetzbuches der Arbeit 
noch weitergehende Rechte bei der Vorbereitung und 
Ausarbeitung der Pläne eingeräumt. Hierauf bezogen 
betonte Ericht H o n e c k e r  auf der 12. Tagung des 
Zentralkomitees der SED, daß die erfolgreiche Verwirk
lichung der ökonomischen und technischen Aufgaben, 
die Entwicklung einer wissenschaftlichen Führungs
tätigkeit im Kern sozialistische Menschenführung dar
stellt1. Das spiegelt sich auch im Entwurf zur Änderung 
des Gesetzbuches der Arbeit wider.
Der Leiter des Amtes für Arbeit und Löhne beim Mi
nisterrat der DDR, G e y e r ,  führte dazu bei der Be
gründung des Entwurfs in der 21. Sitzung der Volks
kammer aus:

„Die vorgesehenen Änderungen und Ergänzungen 
sollen helfen, die Prinzipien sozialistischer Menschen
führung konsequent zu verwirklichen, wissenschaft
liche Methoden der Leitung und Menschenführung 
anzuwenden, den Betrieb zur Heimstatt freier Arbeit

1 Honecker, Aufbau des Kommunismus — wichtigster Beitrag 
für Frieden und Fortschritt in der Welt (Bericht über den 
XXIII. Parteitag der KPdSU), Berlin 1966, S. 63.

zu machen, indem sich die Werktätigen als Herren 
ihrer Gesellschaft bestätigt finden.“2 

Nur wenn die gesamte Leitungstätigkeit zielbewußt 
und konsequent auf die vollständige Übereinstimmung 
zwischen den gesellschaftlichen Erfordernissen und den 
Interessen des einzelnen Werktätigen und der Kollek
tive orientiert, wird diese objektiv wirkende Überein
stimmung zur Triebkraft ihres Handelns. Nur wenn die 
Werktätigen diese Übereinstimmung erleben und wenn 
sie praktisch erfahren, daß sie, indem sie für den ge
sellschaftlichen Nutzen arbeiten, zugleich ihren persön
lichen Interessen dienen, wird diese wichtigste trei
bende Kraft wirksam.
Auf der 13. Plenartagung des Zentralkomitees der SED 
wurde darauf hingewiesen, daß hier komplizierte Fra
gen auftreten, die sich oft bis auf das persönliche Leben 
der Arbeiter und ihrer Familien erstrecken. Günter 
M i t t a g  forderte, im Hinblick auf technologische und 
organisatorische Veränderungen gleichzeitig arbeits
rechtliche und Lohnfragen zu klären, die Werktätigen 
auf die Qualifizierung vorzubereiten und familiäre Sor
gen zu beachten3. Das Gesetzbuch der Arbeit gibt hierzu 
eine gute Anleitung zum Handeln.
Unser Arbeitsrecht entspricht den objektiven Gesetzen 
des Sozialismus. Es ist Ausdruck der Übereinstimmung 
der Interessen der Gesellschaft mit denen der Werk
tätigen und ein wichtiges Instrument sozialistischer

2 Geyer, „Betrieb — Heimstatt freier Arbeit“, Neues Deutsch
land (Ausg. B) vom 3. September 1966, S. 4.
3 Bericht des Politbüros an die 13. Tagung des Zentralkomitees 
der SED, Neues Deutschland (Ausg. B) vom 18. September 1966,

644


